








André (AG Argumente)

Daseinsvorsorge – Definitionen und Positionen


Der Begriff „Daseinsvorsorge” ist sowohl rechtlich wie auch im allgemeinen, nicht-normierten Sprachgebrauch unscharf und flexibel. Dennoch gibt es einige Begriffsbestimmungen bzw. Definitionselemente, die das Kernverständnis von Daseinsvorsorge jenseits bestimmter Disziplinen erfassen und als allgemein akzeptiert gelten können.

Im Zusammenhang mit der Privatisierungsdebatte und den kommunalen/ staatlichen Leistungsverpflichtungen gegenüber lokalen und regionalen Verwaltungseinheiten (Bürgerschaften) müssen wir uns auf ausgewählte Begriffsmerkmale beschränken, unabhängig davon, dass sich auf allen Ebenen der Begriffsbeschreibung abweichende oder konkurrierende Auffassungen finden lassen. 

Das BVerG rechnet zur D.  all diejenigen  „Bedürfnisse und Interessen, die in der örtlichen Gemeinschaft wurzeln oder auf sie einen spezifischen Bezug haben.“ Und weiter: Die D. ist eine Leistung der öffentlichen Hand,  „derer der Bürger zur Sicherung einer menschenwürdigen Existenz unumgänglich bedarf.” 

„Nach deutschem Verständnis kann die Gestaltung der Daseinsvorsorge wirtschaftlich oder nichtwirtschaftlich, im Wettbewerb oder als Monopol, gewinnbringend, kostendeckend oder zuschussbedürftig sein. Ihre Bandbreite reicht von der Energie- und Wasserversorgung über Abwasser- und Abfallentsorgung, Polizei, Feuerwehr, Krankenhäuser, Friedhöfe, sozialem Wohnungsbau und ÖPNV bis zu kulturellen, sportlichen und sozialen Angeboten. Trotz des Wandels gehört die kommunale Daseinsvorsorge weiterhin zum faktischen Kernbereich der Selbstverwaltung.“ 

Auch das deutsche Raumordnungsgesetz greift den Begriff der D. auf und bestimmt mit Bezug darauf (allerdings relativ vage),  dass in Deutschland ausgeglichene soziale, infrastrukturelle, wirtschaftliche, ökologische und kulturelle Verhältnisse anzustreben sind, um eine „nachhaltige Daseinsvorsorge zu sichern”.

Das Deutsche Institut für Urbanistik – als institutionelle Vertretung der Städte beschreibt die D. auf ähnliche Weise so:

 „Der Begriff der öffentlichen Daseinsvorsorge bezeichnet Tätigkeiten des Staates, welche einer grundlegenden Versorgung der Bevölkerung mit wesentlichen Gütern und Dienstleistungen dienen. Teilweise wird in diesem Zusammenhang auch von Leistungen zur „Existenzsicherung“ oder zur „zivilisatorischen Grundversorgung“ gesprochen. Als klassische Bereiche der öffentlichen Daseinsvorsorge gelten dabei Aufgaben wie die Abfallbeseitigung, die Versorgung mit Wasser, Gas und Strom sowie der Betrieb des öffentlichen Personennahverkehrs.

Auch wenn mit diesen Umschreibungen ein exemplarischer und damit anschaulicher Verantwortungs- und Leistungsbereich erfasst wird, so bleibt doch weiterhin offen, welche Dienstleistungen und Güter letztlich verpflichtend von einer Kommune/einem öffentl. Betrieb angeboten werden müssen welche gegebenenfalls nicht. Ebenso wenig legen sich Gesetzgeber oder Verwaltungen darauf fest, ob und inwieweit die Aufgaben der D. von privaten Anbietern übernommen und dem Zweck einer Gewinnerzielung unterworfen werden dürfen. Offensichtlich soll hinsichtlich möglicher Privatisierungs-leistungen eine normative  Festlegung vermieden werden, so dass es vom Wandel der gesellschaftlichen Standards und Trends abhängt, ob und welche Vorsorgeverpflich-tungen ausdrücklich dem Staat und den Kommunen zufallen.

Die Partei „Die Linke” erweitert den bereits genannten Bereich der D. und hebt in diesem Zusammenhang besonders auf die unverzichtbare soziale und demokratische Teilhabe ab, die von der Öffentlichen Hand durch Sicherung und Kontrolle der Daseinsvorsorge zu garantieren sei:

„Die »Öffentliche Hand« ist verantwortlich für die öffentliche Daseinsvorsorge zur Bereitstellung der notwendigen Güter und Leistungen. Darunter fällt alles, was die Grundversorgung der Bürgerinnen und Bürger mit dem Notwendigen garantiert: Schulen und Krankenhäuser, Wasser und Energie, Rentensysteme, Wohnungen. Dazu gehört weiter ein kulturelles Grundangebot, Betreuung für Kinder und Ältere und die Sicherung von Mobilität. Inzwischen gibt es keinen Bereich dieser öffentlichen Infrastruktur, der in den vergangenen Jahren nicht teilweise oder ganz verkauft oder vom Verkauf bedroht wurde.

Die Aufgaben der öffentlichen Daseinsvorsorge sind in doppeltem Sinne notwendig. Notwendig, weil sie für das Leben und die soziale und demokratische Teilhabe in der Gesellschaft grundlegend sind. Und notwendig, weil ohne sie die Reproduktion einer demokratischen Gesellschaft, die die Würde und die gleichen Rechte aller achtet und garantiert, schwerlich möglich wäre. Aufgaben der Daseinsvorsorge müssen demokratisch verantwortet, organisiert und kontrolliert werden. Der Zugang zu diesen Diensten und Einrichtungen muss erschwinglich, diskriminierungsfrei und in jeder Hinsicht für alle Einwohnerinnen und Einwohner offen und barrierefrei sein. Die Grundlagen für eine gerechte Gesellschaft - der gleiche Zugang für alle zu den grundlegenden »Lebensmitteln« vom Wasser bis zur Bildung - werden zerstört, wenn öffentliche Güter privatisiert werden. Dort wo Daseinsvorsorge in privater Hand betrieben wird, steht nicht mehr die Leistung für die Menschen im Vordergrund, sondern das Streben nach Gewinn.” 

Mit dem o.g. Hinweis darauf, dass Basisdienstleistungen der Kommunen offen, erschwinglich und „barrierefrei“ erbracht werden müssten, wird auf einen (weiteren) wichtigen  Unterschied zwischen staatlichen Dienstleistungen der Daseinsvorsorge einerseits und sonstigen, d.h. nicht existentiell notwendigen  Dienstleistungen eingegangen: Dieser besteht „darin, dass sie [die Basisdienstleistungen, A.L.] aus Staatssicht auch dann erbracht werden müssen, wenn der Markt nicht genügend Anreize dafür bietet.“ 
 

Privatisierungstendenzen

Zu den gegenwärtigen Privatisierungstendenzen im Rahmen des neoliberalen Paradigmas bemerkt der Eintrag von Wikipedia zur Daseinsvorsorge:

„Im Rahmen der derzeitigen Privatisierungsdebatte wird der Begriff zunehmend polarisierend aufgefasst. Wer eher etatistisch denkend den Staat in erster Linie als „Gewährleistungsstaat“ ansieht, neigt dazu, dem Begriff eine besondere und wichtige Rolle einzuräumen. Liberale Politiker halten das Ende der Daseinsvorsorge für gekommen. Jedenfalls ist seit der fortschreitenden Privatisierung zu beobachten, dass viele ehemals von Staats- bzw. Gemeindemonopolen wahrgenommene Betätigungen der Daseinsvorsorge heute mit privaten Anbietern konkurrieren müssen bzw., dass die traditionellen Leistungen der Daseinsvorsorge heute auch von Privaten wahrgenommen werden. Auch im Zuge der fortschreitenden Europäisierung des Wirtschaftsrechts sehen selbst die Kommunen und Vertreter der Kommunalwirtschaft die Aufgabe der Kommunalwirtschaft schrumpfen. Staatliche Daseinsvorsorge kann jedoch auch privatwirtschaftlich organisiert werden. In großer Analogie zum „starken Staat“ im Ordnungssystem der Sozialen Marktwirtschaft beschränkt sich der Gewährleistungsstaat in diesem Fall auf die Setzung von Rahmenbedingungen, hier Vertragszielen, und überlässt die Umsetzung der privaten Initiative.“ 

Die oben zitierten Quellen lassen erkennen, dass es im Wesentlichen juristische bzw. legalistische Definitionen einerseits  und qualitativ auf die sozialen und politischen Effekte in der Lebenswirklichkeit zielende Begriffsbeschreibungen andererseits gibt. Beide werden (in Abhängigkeit von Interessenlagen) in gegebenen Argumentationskontexten angewandt, sollten uns aber nicht von der Aufgabe entlasten, von einem „ideellen” und politisch bestimmten Standpunkt aus die jeweils konkreten Maßnahmen und Trends in den Kommunen und Regionen kritisch zu bewerten. 

Die drohende neoliberale Trendwende zeigt sich insbesondere an der jüngeren Entwicklung (seit Beginn der 90er Jahre), die gekennzeichnet ist durch einen deutlichen Rückzug der staatlichen und kommunalen Körperschaften aus den Bereichen einer verantwortungsvollen und konsequenten Sozialpolitik im Sinne der Bürgerschaften und zivilen Einrichtungen. Darüber hinaus offenbart sich die „liberale Öffnung”  auch in einem bedrohlichen Wandel in den neueren europäischen und deutschen Rechtsauffassungen, die einem privatwirtschaftlichen Eindringen in die Bereiche der öffentlich-rechtlich basierten Daseinsvorsorge nur unzureichende Grenzen setzen (vgl. De-Regulierung, De-Kommunalisierung, über neue Konzessionsrichtlinien, formelle und materielle Privatisierung sowie Zulassung und Förderung von ÖPP und ähnlichen Konstruktionen).

Zur Diskussion gestellt:

Will man unabhängig von den mehrheitlich angewandten Geltungskriterien für das Vorhandensein oder die Notwendigkeit der D. nach deren Voraussetzungen und nach der Abgrenzung von individueller/privater Fürsorgepflicht fragen, so ließe sich eine ergänzende Überlegung anstellen, die an folgenden Fragen ansetzen kann:

1. Warum sollen bestimmte Leistungsbereiche oder (Gemein-)Güter von der Öffentlichen Hand bereitgestellt oder im Rahmen der kommunalen Selbstverwaltung organisiert und angeboten werden, wenn doch diese Güter auch oder genau so gut über den „freien Markt” bezogen werden könnten?  

2. Warum werden einige Güter als der Daseinsvorsorge zurechenbar angesehen und andere wiederum nicht. Wo verläuft die Grenze und wie kann eine Grenzziehung begründet werden?

Die erste Frage ließe sich mit dem Hinweis beantworten, dass einige Güter unabdingbar zur Existenzsicherung oder zur „zivilisatorischen“ Grundversorgung gehören, weil niemand ohne sie auskommen kann, ohne existentiell bedroht zu sein und weil es – aufgrund technischer und struktureller Voraussetzungen - nicht in der Macht einzelner steht, sich diese Güter zuverlässig, dauerhaft und in hinreichender Menge und Qualität zu beschaffen. Als ein Beispiel dafür mag der Nahverkehr dienen, ohne dessen Einrichtung und Unterhaltung die zwingend notwendigen Transportmittel zur Bewältigung von Arbeitswegen nicht angeboten werden könnten.

Die zweite Frage, die aus der ersten weiterführend abgeleitet werden kann, ist etwas schwieriger zu beantworten, denn offensichtlich gibt es unterschiedliche Auffassungen darüber, was als ein existenznotwendiges Gut zu gelten hat und was (vielleicht) nicht mehr. Dies ist wohl auch einer der Gründe, weshalb alle Definitionen von D. vorläufig und ungenau bleiben, denn andernfalls könnten daraus Rechts- oder Versorgungsansprüche abgeleitet werden, die zu befriedigen sich keine Kommune langfristig in der Lage sieht.

Wenn wir die Beispiele ‚Wasser‘, ÖPNV , öffentliche Sicherheit oder Krankenversorgung betrachten, dann könnte damit argumentiert werden, dass weder eine einzelne Privatperson  noch ein kleinerer Personenverbund ab einem gewissen Zivilisationsniveau in der Lage wäre, Einrichtungen zu schaffen und zu unterhalten, die einem kollektiven Bedarf an minimaler Gemeingutversorgung in diesen Bereichen entsprechen könnten. Die Beschaffung, Lieferung und infrastrukturelle  Aufrechterhaltung (Wartung, Unterhalt, Finanzierung etc.)  von grundlegenden Dienstleistungen und Gütern ist daher nur möglich, wenn im Sinne der Arbeitsteilung eine Spezialisierung (von Kompetenzen), eine ökonomische Zentralisierung (von Planung, Finanzierung und Einrichtung) und  berechenbare Zuteilungssysteme einschließlich sozialer Verantwortlichkeiten und Anspruchsregelungen vorgesehen werden, andernfalls es zu mehr oder minder starken Notlagen/Mangelsituationen käme.  Hinzu kommt, dass – gerade um Unterversorgung und ungerechte Behandlung/Verteilung zu vermeiden – diese Leistungsbereiche weitestgehend bedingungslos zur Verfügung gestellt werden müssen, d.h. in Extremfällen auch solchen Personen zugänglich sein müss(t)en, die sich die erforderliche Versorgung nicht aus eigener Kraft leisten könnten. Genau in dieser Hinsicht reden wir von Gemeinnützigkeit, Wohlfahrt oder sozialer Verantwortung.

Mit Gemeingütern der genannten Art wird auf die grundlegende Tatsache Bezug genommen, dass wir nicht als Summe von Monaden leben, die alle unabhängig voneinander für ihr gemeinsames Wohl sorgen, sondern als vergesellschaftete Gruppe, als Gemeinschaft oder (meinetwegen) als „Kollektiv“, die alle darauf gründen, dass wir unsere organisierte Lebenswelt (den „oikos“ oder gesellschaftlichen Haushalt) solidarisch in wechselseitiger Abhängigkeit voneinander und Zuwendung zueinander gestalten (was sich anerkanntermaßen am Familienmodell und seinem System der interpersonellen Bedürfnisbefriedigung) aufzeigen (Prinzip der verwandtschaftlichen Unterstützung).

Diesem Gedanken folgt auch das (noch) allgemein anerkannte Subsidiaritätsprinzip, demnach der Staat in verschiedenen Bereichen der gesellschaftlichen (Selbst-) Verwaltung verpflichtet ist, dann und dort sachliche und finanzielle Beihilfe bzw. infrastrukturelle Leistungen anzubieten, wo die Vor- und Fürsorgemöglichkeiten des Einzelnen oder kleinerer sozialer Einheiten nicht ausreichen.

So weit, so gut. Wie aber verhält es sich beispielsweise mit Nahrung, Kleidung oder kulturellen Bedürfnissen?  In unserer Gesellschaft gilt die Versorgung mit Lebensmitteln weitestgehend als eine Aufgabe, die über Märkte und Selbstorganisation vermittelt wird; mit der Bekleidungsversorgung steht es ähnlich und bei kultureller Versorgung wird stark unterschieden zwischen notwendiger Basisversorgung (in Form von Volks-Bildung und Erziehung) und Ergänzungsangeboten fakultativer Art. Wenn es in diesen Bereichen zu einer „Ausfaserung” des Wohlfahrts- und Gemeinwohl-Gedankens kommt, dann möglicherweise deshalb, weil davon ausgegangen wird, dass eine Grundversorgung in diesen Sektoren durch pauschale Sozialleistungen hinreichend abgesichert ist, also bei uns durch ALG I, Hartz 4, Renten oder ähnliche Leistungen. Ein ergänzendes Moment mag dadurch hinzukommen, dass bei einem allgemein erhöhten Konsumniveau in unserer Gesellschaft auch die Ausdifferenzierung von Anspruchsniveaus und Geschmacksnuancierungen eine erhebliche Rolle spielt, was folgerichtig zu individuellen Produktwahlen und Investitionsbereitschaften führt. Schlicht gesagt: Wir alle trinken das gleiche Wasser,  nutzen weitgehend die gleichen Busse (ohne 1. Klasse) und lassen unseren Müll von vergleichbaren Entsorgungsunternehmen abfahren. 
In Kleiderfragen hingegen kommen unterschiedliche Geschmacksmuster und Bedürfnisse nach individueller Selbstrepräsentation zur Geltung, deren Berücksichtigung durch private Märkte mit sensiblen Marketinginstrumenten organisiert ist.  In dem Maße also, in dem Güter uneinheitlicher und hinsichtlich ihrer Notwendigkeit beliebiger erscheinen,  werden Privatmarktstrukturen mit entsprechenden Preisbildungen und Angebotspaletten akzeptabler und wohl auch adäquater, was in letzter Konsequenz bedeutet, dass hier die Mechanismen der Kommodifizierung leichter greifen können als bei „echten“ Gemeingütern.

Es könnte in diesem Zusammenhang interessant sein, durch eine einfache Umfrage zu ermitteln, was denn in der Bevölkerung als unumstrittenes Gemeingut betrachtet wird, welche Produkte und Dienstleistungen als schwer zuordenbar erscheinen und welche Güter wiederum eindeutig und typischerweise dem privaten Konsumbereich und der Privatversorgung über nicht regulierte Märkte zugerechnet werden.

Zusammengefasst:

Das Prinzip der Daseinsvorsorge gründet auf folgenden Annahmen (gesellschaftlichen Vereinbarungen) und Voraussetzungen:

· Verantwortlichkeit der kommunalen oder staatlichen Organe für die Absicherung und Befriedigung von Bedürfnissen (Grundversorgung), die der Sicherung der menschlichen Existenz und eines Gemeinschaftslebens unter Gleichberechtigten dienen 

· Anerkennung der demokratischen und solidarischen Prinzipien in einer Gesellschaft  und eines Rechtes auf ein Leben unter würdigen Umständen ohne wirtschaftliche Not

· Berücksichtigung der Notwendigkeit bzw. des Zwangs, in einer modernen, hochzivilisierten Gesellschaft  der Forderung nach Arbeitsteilung, Spezialisierung und ökonomischer Infrastruktur zu genügen

· Anerkennung des Subsidiaritäts- und Solidaritätsprinzips aus Gründen der (ökologischen) Ökonomie sowie der sozialen Verantwortung und Gerechtigkeit

· Geltung anthropologischer Universalien, denen zu Folge die Mitglieder einer Gemeinschaft (Ortsgesellschaft) sich dem Gruppenerhalt verpflichtet fühlen (was sich primär in Form von Empathie und sozialer Mit-Verantwortung ausdrückt, sekundär in Form von sozialen Lebenssicherungssystemen und Vorkehrungen zum Erhalt funktionierender Einrichtungen der Vorsorge und des Gemeinwohls .

Damit müssten wir allemal über die Runden kommen.
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